
  

  

 
Antrag  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Beratungsfolge Termin Status 

Stadtrat 22.06.2022 öffentlich 
Entscheidung 
 

Hauptausschuss 21.09.2022 öffentlich 
Vorberatung 
 

Stadtrat 28.09.2022 öffentlich 
Entscheidung 
 

 
 
Betreff: Antrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zur Verbesserung der 

Situation in der Ausländerbehörde 
 
 
Beschlussvorschlag: 
  
Der Stadtrat möge beschließen. 
 
1. Die Verwaltung wird beauftragt, zu prüfen, welche bisher unbesetzten Stellen geeignet 
sind, um sie zur Verbesserung der personellen Situation der Ausländerbehörde zuzuordnen. 
 
2. Die entsprechenden und die in der Ausländerbehörde nicht besetzten Stellen werden 
umgehend ausgeschrieben. Eine Verkürzung der Ausschreibungsfrist ist dabei anzustreben. 
 
3. Vor dem Hintergrund der prekären Situation in der Ausländerbehörde prüft die 
Stadtverwaltung 
 

3.1. (weitere) auch vorübergehende Abordnungen in die Ausländerbehörde; zur 
höheren Akzeptanz sind diese Abordnungen zunächst zu befristen 
 
3.2. welche Liegenschaften der Stadt und der kommunalen Unternehmen für eine 
Unterbringung der Ausländerbehörde unter dem Aspekt der effizienteren Steuerung 
der Arbeitsabläufe und der Bewältigung der Kund:innenströme geeignet sind 

 
4. Zur Optimierung und transparenteren Ausgestaltung der internen Arbeitsabläufe wird 
angeregt, 
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4.1. den Prozessablauf in der Ausländerbehörde so zu strukturieren und öffentlich zu 
kommunizieren, dass er aus Kund:innensicht nachvollziehbar wird und die 
Kund:innen ihren jeweiligen Prozesstand erfahren können 
 
4.2. eine verbindliche (online) Terminierung einzuführen 
 
4.3. eine Clearingstelle einzurichten, in der im offenen Zugang Fragen zum 
Antragsverfahren und zur Vervollständigung der Unterlagen geklärt werden können. 
Der Eingang von vollständigen Anträgen ist gegenüber den Antragsteller:innen 
schriftlich zu bestätigen 

 
4.4. für besonders eilbedürftige Fälle ist ein Notfallschalter einzurichten 

 
4.5. es wird empfohlen die Fälle entsprechend ihrer Dringlichkeit und ihres 
Schwierigkeitsgrades zu clustern und unter Nennung der prognostischen 
Bearbeitungszeiten speziellen Teams zuzuleiten. Falls noch nicht geschehen und 
falls tarifrechtlich möglich sind differenzierte Bewertungs-/Prämienmodelle für 
Mitarbeiter:innen in Teams mit schwierigeren Fallbearbeitungen einzuführen 

 
5. Zur internen Absicherung der Organisation und der Arbeitsprozesse wird angeregt 
(mittelfristig) ein Kennzahlen gestütztes Verwaltungscontrolling einzuführen. Die Ergebnisse 
sind unter Beachtung der datenschutzrechtlichen Vorschriften im HA und im Ausländerbeirat 
zu bewerten. 
 
6. Sofern die Notwendigkeit gesehen wird, wird angeregt den Mitarbeiter:innen der 
Ausländerbehörde interne Qualifizierungsmöglichkeiten, Supervisionen etc. zur 
Professionalisierung des Umgangs mit Kunden anzubieten. 
 
7. Über die oa Maßnahmen und die Ergebnisse der Prüfungen und Anregungen ist dem 
Stadtrat und dem Ausländerbeirat regelmäßig zu berichten. 
 
 
gez. Eric Eigendorf 
Vorsitzender 
SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) 
 
 
Begründung: 
 
Die Arbeitsweise in der Ausländerbehörde, wird von den betroffenen ausländischen 
Mitbürger:innen, aber auch von Vertreter:innen der Wirtschaft und sozialen Institutionen als 
wenig bürgerfreundlich gesehen. Die Beschwerden, gerade des Ausländerbeirates der Stadt, 
häufen sich. Die Situation führt bei den ausländischen Mitbürger:innen zu Unsicherheiten 
und teilweise zu existenziellen Ängsten, insbesondere auch, weil über den Status häufig 
nicht zeitnah entschieden wird. Das Verfahren innerhalb der Ausländerbehörde ist für viele 
intransparent und nicht berechenbar. 
Es ist anzuerkennen, dass in der Vergangenheit verschiedene Maßnahmen seitens der 
Verwaltung unternommen wurden, um die Situation zu verbessern. Diese Aktivitäten 
umfassten unter anderem notwendige Veränderungen in der personellen Besetzung sowie 
der Struktur der Ausländerbehörde. Diese Maßnahmen waren notwendig und richtig, sind 
allein aber – gerade in einer sich mit dem Zuzug von Menschen aus der Ukraine 
verändernden Ausgangslage - noch nicht ausreichend, um die aktuelle Situation gänzlich zu 
beseitigen. Vielmehr bedarf es aus Sicht der antragsstellenden Fraktion weiterer 
Maßnahmen im Bereich der Aufbau- und Ablauforganisation, der personellen Ausstattung 
und der räumlichen Unterbringung, die bestehende Kritik an der Arbeit der 
Ausländerbehörde obsolet zu machen.  
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